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Drucksache VI/3633 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Vogel, Dr. Müller-Hermann, Wag- 
ner (Günzburg), Dr. Schneider (Nürnberg) und der 
Fraktion der CDU/CSU 


betr. Bummelstreik der Fluglotsen 


Ein Teil der deutschen Fluglotsen hat den soeben erst beende- 
ten Bummelstreik wieder aufgenommen. Eine kleine Gruppe 
von wenigen 100 Beamten benutzt damit die ihr anvertrau- 
ten Schlüsselpositionen, um auf Kosten Zehntausender unbetei- 
ligter, urlaubsuchender Bürger mit Frauen und Kindern ihren 
persönlichen finanziellen Forderungen Nachdruck zu verleihen. 
Die Bundesregierung hat durch eine widersprüchliche und 
schwankende Haltung die Beteiligten und die Öffentlichkeit 
über ihre Absichten im unklaren gelassen und die rücksichts- 
losen Kräfte unter den Fluglotsen ermutigt. 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. a) Treffen die öffentlichen Behauptungen aus Kreisen der 
Fluglotsen zu, daß ihnen die sonst übliche pünktliche 
Abwicklung des Flugverkehrs nur durch Nichteinhaltung 
von Sicherheitsvorschriften und unter Inkaufnahme per- 
sönlicher Risiken, also Risiken für die Sicherheit des 
Flugverkehrs, möglich sei? 

b) Wenn ja: Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
die Flugleiter weder ohne noch mit Besoldungszugeständ- 
nissen zur weiteren Inkaufnahme der beschriebenen 
Sicherheitsrisiken veranlaßt werden dürfen, daß viel- 
mehr unabhängig von finanziellen Auseinandersetzun- 
gen die Flugsicherheit vorrangig gewahrt werden muß? 
Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregierung dazu 
zu ergreifen? 

c) Wenn nein: Welche Schritte hat die Bundesregierung 
unternommen, um die Unwahrheit der wiedergegebenen 
Behauptungen in der Öffentlichkeit klarzustellen und der 
weiteren Verbreitung dieser Behauptungen entgegen- 
zutreten? 
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2. a) Hält die Bundesregierung an ihrer wiederholt geäußerten 

Beurteilung fest, daß die Bummelstreiks der Fluglotsen 
eine rechtswidrige Schlechterfüllung ihrer Dienstpflichten 
und damit illegale Arbeitskampfmaßnahmen darstellen? 

b) Wenn ja: Was hat die Bundesregierung getan und was 
gedenkt sie weiter zu tun, um die begangenen Pflicht- 
verletzungen zu ahnden, die beteiligten Mitarbeiter zum 
Ersatz der mutwillig verursachten Schäden heranzu- 
ziehen und künftig eine pflichtgemäße Arbeitsweise 
sicherzustellen? 

3. a) Hat die Bundesregierung die Absicht, durch unmittelbare 

oder mittelbare finanzielle Zugeständnisse den mit den 
Bummelstreiks verfolgten Absichten zum Erfolg zu ver- 
helfen? 

b) Beabsichtigt sie, in gleicher Weise die Forderungen der 
Mitarbeiter in zahlreichen anderen Fachrichtungen des 
öffentlichen Dienstes zu erfüllen, die trotz z. T. ähnlicher 
Arbeitsbelastung bisher nicht zu illegalen Kampfmaß- 
nahmen gegriffen haben? 

4. a) Hat die Bundesregierung den Vertretern des Fluglosten- 

verbandes eine allgemeine Rückführung der Fluglotsen 
in das Angestelltenverhältnis zugesagt oder Erklärungen 
abgegeben, die als Zusagen aufgefaßt werden konnten? 

b) Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die Auf- 
gaben des Flugsicherungsdienstes ausgeprägt hoheit- 
licher Art sind, ähnlich den Aufgaben der Verkehrs- 
polizei auf den Straßen? Hält sie eine Aktion zur Ent- 
beamtung dieses hoheitlichen Aufgabenbereichs für ver- 
fassungsrechtlich zulässig und die Möglichkeit einer voll- 
ständigen Lähmung dieses Aufgabenbereichs durch die 
Zulassung legaler Vollstreiks — wie sie nach einer Ent- 
beamtung möglich wären — für vertretbar? 


Bonn, den 4. Juli 1972 
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